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Beitrag der 
Bundesregierung zu den 
Abrüstungsverhandlungen 
Auszüge aus den Reden von Helmut Kohl und Alfred Dregger 

Bundeskanzler Helmut Kohl führte in einer Rede vor dem Deutschen 
Bundestag am Mittwoch, 2. September 1987, unter anderem aus: 
Es gehört schon sehr viel Appell an die Vergeßlichkeit der Bürger dazu, wenn 
^gerechnet Sie, Herr Kollege Vogel, sich in der Frage der Abrüstungspolitik 
a's Vater der Entwicklung darstellen. Wir haben es nicht vergessen, daß Sie 
JJfegen des Vollzugs des NATO-Doppelbeschlusses — der die Voraussetzung 
Ilir alle positiven Entwicklungen war und ist — den Kollegen Schmidt 
§estürzt haben. Das waren doch Sie. 

J^e.r geschätzte Kollege Schmidt hat ja jetzt seine Memoiren angekündigt. Ich 
JJ^iß nicht, ob die Memoiren schon das Jahr 1982 umfassen oder ob der 
jbschnitt kurz vor 1982 endet — was möglich ist. Aber wenn diese Memoiren 

as Jahr 1982 umfassen, dann wird er, wie ich ihn einschätze, in der ihm 
'genen Offenheit und hanseatischen Direktheit zu beschreiben haben, wie 
Je einzelnen Gruppen Ihrer Partei und Fraktion ganz bewußt auf seinen 
turz hingearbeitet haben. Das ist inzwischen ja alles erwiesen. 
le, meine Damen und Herren von der SPD, haben damals gemeinsam mit 
ns als Opposition den NATO-Doppelbeschluß herbeigeführt, und wir waren 
ns in jener Zeit einig, daß das angesichts der sowjetischen Überrüstung die 
'nzige Methode ist, die Sowjetunion dazu zu bringen, an den 
erhandlungstisch zurückzukehren und tatsächlich abzurüsten. 

s Waren doch in Wahrheit zwei Entscheidungen des Westens, die ein 
erhandlungsklima erst wieder ermöglicht haben, und beide haben Sie 

^kämpft: Das war die Stationierung 1983, und es war das amerikanische 
erhalten am SDI-Forschungsprogramm. Beides hat die Sowjetunion an den 
enfer Verhandlungstisch zurückgebracht. 

Je waren doch auch in allem bereit, sich mit der sowjetischen Position 
Q°2ufinden. Herr Kollege Vogel, man wird doch wenigstens noch einmal den 

riginaltext Ihres Nürnberger Parteitagsbeschlusses vortragen dürfen. 
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Die SPD forderte — ich zitiere wörtlich —: 
• von den USA einen Aufstellungsstopp und die Rücknahme der 
Stationierung von Pershing II und Cruise-Missiles, 
• von der UdSSR den unverzüglichen Abbau der im Gegenzug in der DDR 
und der CSSR aufgestellten Raketen sowie eine drastische Verminderung der 
SS 20 auf einen Stand von 1979. 
Dieser Beschluß ist jetzt gerade ein Jahr her. Die SPD war damals bereit, 
ohne westliches Gegengewicht hundert sowjetische 
SS-20-Mittelstreckenraketen mit insgesamt 300 nuklearen Sprengköpfen 
hinzunehmen. Das war doch der Stand von 1979! 
Die SPD war auch bereit, das frühere sowjetische Junktim zwischen den 
Verhandlungen über die nuklearen Mittelstreckenraketen und jenen über 
strategische und Weltraumsysteme bedingungslos zu akzeptieren. 
Es war doch auch Ihre Position, daß Sie sofort und vorbehaltlos die 
sowjetische Forderung zu den Pershing I a aufgegriffen und sich zu eigen 
gemacht haben. Ich wiederhole hier: Die Pershing I a stehen in Genf nicht zu 

Verhandlung. 
Es ist einem der Abgeordneten aus Ihren Reihen in den letzten Wochen 
vorbehalten gewesen, diese vom ganzen Bündnis — und das ist für unsere 
Sicherheit existentiell — getragene Haltung zu verleumden, indem er uns, der 
Bundesregierung, vorgeworfen hat, die Bundesregierung wolle „grundsätzlictl 

den deutschen Finger am atomaren Abzug" halten. Das ist doch die gleiche 
Verleumdungskampagne, wie Sie sie in den vergangenen Jahren immer 
wieder geführt haben, um politische Geschäfte zu machen. 

Herr Abgeordneter Vogel, ich habe nicht vergessen, wie Sie mit der 
geschichtlichen Erfahrung, der persönlichen Betroffenheit und der 
Kriegsangst der Menschen im Verlaufe der Stationierungsdebatte und in der 
Zeit danach politische Geschäfte machen wollten. Ich erinnere mich noch an 
Ihre Beiträge in Landtagswahlkämpfen, an Inserate mit Bildern von 
Kriegerwitwen und vieles andere. Das war ein erbärmliches Beispiel für 
Denunziation politisch Andersdenkender! 

Nur weil die Gelegenheit günstig ist und weil Sie hier vorhin in dem Brustton 
der Überzeugung vorgetragen haben: Wir Sozialdemokraten entwickeln ein 
Konzept, und Sie folgen irgendwann nach, Herr Kollege Vogel, will ich eines 
klarstellen: Wir werden mit Sicherheit Ihrer Bruderschaft mit der SED nicht 
nachfolgen. Wir werden mit Sicherheit dieser traurigen Entwicklung einer 
großen und stolzen deutschen Volkspartei nicht nachfolgen. 
Wenn in diesen Tagen die „Neue Zürcher Zeitung" schreibt: 
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Kann eine demokratische Partei mit stolzen Traditionen wie die SPD sich so 
weit verleugnen, ideologischen Gemeinsamkeiten mit Vertretern eines 
Machtapparates nachzuspüren, der die Sozialdemokraten im Gebiet der 
Sowjetischen Besatzungszone nach 1945 vor die brutale Wahl stellte, sich den 
kommunistischen Gegnern von einst anzuschließen oder ins Exil zu gehen ? 

dann müssen Sie den Bürgern in der Bundesrepublik Deutschland diesseits 
und jenseits der Mauer die richtige Antwort auf diese Frage geben. 
*ch habe darauf hingewiesen, wie Ihr Weg in der Sicherheitspolitik war. — 
feh weiß, daß Sie das nicht gerne hören, weil Sie in all diesen Fragen ja längst 
von der Fahne gegangen sind. 
Sie alle kennen die Erklärung, die ich am 26. August abgegeben habe. Sie 
haben feststellen können, daß diese Erklärung weithin als ein wichtiger 
deutscher Beitrag zu den Abrüstungsverhandlungen gewertet wurde. Ich 
Erweise insbesondere auf die Zustimmung unserer wichtigsten Verbündeten, 
v°r allem auch der Vereinigten Staaten von Amerika. Diese Zustimmung 
^acht auch deutlich — das ist ein wichtiger Hinweis für unsere Sicherheit 
auch in Zukunft —, wie fest das Bündnis in wichtigen Fragen der 
Sicherheitspolitik zusammensteht und wie groß das Einvernehmen ist. 
Meine Initiative zu den Pershing I a weist in die Zukunft. Aber sie entspricht 
Selbstverständlich auch der Kontinuität unserer sicherheitspolitischen 
Grundentscheidungen. Ich erinnere dazu an meine Erklärungen vom 7. Mai 
und vom 4. Juni dieses Jahres vor dem Deutschen Bundestag zu Fragen der 
Sicherheit, der Strategie und der Abrüstung. 
Unter Berücksichtigung dieser Aussagen und der gesamtpolitischen 
Entwicklung habe ich in meiner Erklärung vor einer Woche klargestellt, 
Reiche Konsequenzen die jüngsten Verhandlungsfortschritte für unsere 
Position haben. 
*ch unterstreiche erneut: Die Sicherheitspolitik der Bundesregierung dient 
^schließlich der Kriegsverhinderung und der Erhaltung von Frieden und 
JJreiheit. Dieser oberste Grundsatz bestimmt unsere Entscheidungen zu 
Fragen der Abrüstung und der Verteidigungsbereitschaft. An diesem 
grundlegenden Maßstab ist alles zu messen, was wir in der Sicherheitspolitik 
!ün. Wir halten an dem Ziel fest, Frieden zu schaffen mit weniger Waffen, und 
In diesen Rahmen ist auch unsere Entscheidung zur Pershing I a einzuordnen. 

*n der gegenwärtigen Phase der weltpolitischen Entwicklung ist der Abschluß 
^'nes Abkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der 
Sowjetunion über nukleare Mittelstreckenflugkörper ein wesentliches Ziel, 
^ie Bundesregierung — Sie wissen das — hat in den vergangenen Jahren 
erhebliche politische Anstrengungen unternommen, damit ein solches 
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Abkommen zustande kommt. Dabei haben wir immer wieder dafür Sorge 
getragen, daß das Bündnis an den wichtigen Wegmarken dieser 
Abrüstungsverhandlungen einheitliche Beschlüsse gefaßt hat und 
gemeinsame Positionen vertritt. 
Die Bundesregierung hat stets enges Einvernehmen mit den Vereinigten 
Staaten und den anderen Verbündeten angestrebt, und das ist uns auch 
gelungen. Deshalb kann ich mit Befriedigung feststellen: Wenn es derzeit eine 
große Chance für den Abschluß eines Abkommens in Genf gibt, ist dies auch 
ganz wesentlich das Verdienst unserer Politik. 
Unsere Standfestigkeit bei der Durchführung des NATO-Doppelbeschlusses 
hat zur Wiederaufnahme der Genfer Verhandlungen, zum ersten und zweiten 
Gipfeltreffen zwischen Präsident Reagan und Generalsekretär Gorbatschow 
in Genf und in Reykjavik und schließlich zu den weiteren Fortschritten in den 
Verhandlungen bis zum heutigen Tage beigetragen. 
Mit seiner festen und solidarischen Haltung hat das Bündnis der Sowjetunion 
wichtige Zugeständnisse abgerungen. So hat sich die Sowjetunion schließlich 
bereit gefunden, das Junktim zwischen den Verhandlungen über die 
nuklearen Mittelstreckenraketen und jenen über strategische und 
Weltraumsysteme aufzugeben. 
Auch mit ihrer jüngsten Zustimmung zu einer globalen Lösung, also zur 
weltweiten Abschaffung amerikanischer und sowjetischer 
Mittelstreckenflugkörper, ist die Sowjetunion von ihrer ursprünglichen 
Position abgerückt. Damit wird auch eine Forderung erfüllt, die ich in meiner 
Regierungserklärung am 4. Juni bekräftigt habe. 
Damals — das wollen wir nicht vergessen, meine Damen und Herren — war 
der Verhandlungsstand in Genf noch so, daß jeweils 100 Sprengköpfe auf 
Mittelstreckenflugkörpern größerer Reichweite in den USA und der 
Sowjetunion verbleiben sollten. 
Mit der Verständigung auf die globale Null-Lösung stellt sich auch die Frage 
einer Modernisierung der Pershing I a in einem neuen Licht. Bei einer 
Regelung der Frage der Mittelstreckenwaffen geht es um mehr als um unser 
spezifisch deutsches Interesse. Mit der Unterstützung für den Abschluß eines 
INF-Abkommens haben wir stets und unmittelbar die Erwartung verknüpft» 
daß die umfassenden Bemühungen um Abrüstung insgesamt einen deutlichen 
Impuls erhalten würden. So haben wir es auch im Koalitionsbeschluß vom 
1. Juni dieses Jahres aus deutscher Sicht klar zum Ausdruck gebracht. 
Die Pershing I a gehören nicht in die Genfer Verhandlungen zwischen der 
Sowjetunion und den USA. Unsere Haltung dazu ist gänzlich unverändert. 
Die Sowjetunion weiß sehr wohl, daß ihre Forderung von vornherein sachlic*1 

ungerechtfertigt war. 
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Es war und ist eine nachgeschobene Forderung. Sie hat diese Frage erst vor 
Wenigen Monaten ganz unvermittelt aufgebracht und in den Vordergrund 
geschoben. Für diese Forderung waren und sind keine Erwägungen 
^aßgebend, die mit der Strategie oder der Rüstungskontrolle zu tun haben. 
Die Sowjetunion hat hier ausschließlich versucht — das ist deutlich ihr 
fiel —, einen Keil zwischen uns und unsere Verbündeten zu treiben. Das gilt 
[^besondere für das Verhältnis zwischen uns, der Bundesrepublik 
Deutschland, und unseren amerikanischen Freunden. Dieser Versuch ist 
gescheitert. 
Die Position des Bündnisses und die Haltung der Bundesregierung stimmen 
^verändert überein. Die Pershing I a steht in Genf nicht zur Verhandlung. 
Dort wird ausschließlich über sowjetische und amerikanische Systeme 
^erhandelt, und dies entspricht dem einstimmigen Beschluß des 
NATO-Bündnisses beim diesjährigen Außenministertreffen in Reykjavik. So 
Mutete auch von Anfang an die amerikanische Verhandlungsposition, und so 
^rd es bleiben; dessen bin ich sicher. 
^ach vielfältigen Kontakten mit unseren amerikanischen Freunden habe ich 
^ich entschieden, jetzt in der Frage der deutschen Pershing I a die Initiative 
Jj ergreifen. Diese Entscheidung berücksichtigt auch, daß sich die USA und 
^e Sowjetunion, wie von uns immer gefordert, auf eine weltweite 
^"Schaffung ihrer Mittelstreckenflugkörper geeinigt haben. Diese 
Entscheidung ist begründet im deutschen und natürlich auch im 
Sesamtwestlichen Interesse. 
lch will hier deutlich sagen: Für mich ist auch ganz wichtig, dem 
aperikanischen Präsidenten zu helfen, die Genfer Verhandlungen erfolgreich 
^zuschließen. Es geht darum, das Notwendige zu tun, damit ein 
'NF-Abkommen, wie ich hoffe, in diesem Jahr zustande kommt. 

^e wissen alle, daß die Amtszeit des amerikanischen Präsidenten in etwa 
Sechzehn Monaten zu Ende geht. Die zeitlichen Möglichkeiten der 
Parlamentarischen Ratifikation eines Abkommens in den USA werden damit 
Girier enger, auch im Blick auf den Wahltermin im Spätherbst des nächsten 

Jahres. 
pe Chancen für eine Bestätigung durch den Kongreß bis zum Ablauf der 
j egislaturperiode sind gering, wenn das Abkommen nicht bis Ende dieses 
ahres zustande kommt. Sollte in der Amtszeit von Präsident Reagan ein 

^kommen nicht mehr unterzeichnet und ratifiziert werden, gingen nicht nur 
^rneut wertvolle Jahre verloren; wir müßten auch mit negativen 
Auswirkungen auf die anderen Verhandlungsbereiche und den 
S*st-West-Dialog insgesamt rechnen. Das kann nicht im deutschen Interesse 
llegen. 
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Auf Grund dieser Einschätzung habe ich am 26. August die folgende 
Erklärung abgegeben: 
Wenn in Genf zwischen den USA und der Sowjetunion eine Einigung über 
die weltweite Beseitigung aller Mittelstreckenflugkörper erreicht wird, wenn 
insbesondere die noch offenen Verifikationsfragen in einer für alle 
Betroffenen befriedigenden Weise gelöst werden, wenn dieses 
INF-Abkommen zwischen den Vertragsparteien ratifiziert und in Kraft 
getreten ist, und wenn schließlich die Vertragsparteien den vereinbarten 
Zeitplan für die Beseitigung ihrer Waffensysteme einhalten, dann bin ich für 
diesen Fall bereit, schon heute zu erklären, daß mit der endgültigen 
Beseitigung aller sowjetischen und amerikanischen Mittelstreckenflugkörper 
die Pershing-I-a-Raketen nicht modernisiert, sondern abgebaut werden 
können. 
Für die Bundesregierung habe ich mit dieser Erklärung einen Beitrag dazu 
geleistet, daß dem weltweiten Abbau solcher Mittelstreckenflugkörper 
zwischen 500 und 5 500 km Reichweite nichts mehr im Wege steht. Damit 
können wir einen wichtigen Schritt auf dem Weg zu unserem erklärten Ziel 
vorangehen, Frieden zu schaffen mit weniger Waffen. 
Wir erwarten von einem solchen Abkommen mittel- und langfristig starke 
Impulse für die gegenseitige Vertrauensbildung zwischen West und Ost und 
für die anderen Bereiche der Abrüstung. Wir wissen aber auch, daß ein 
INF-Abkommen nur einen vergleichsweise geringen Teil der 
Kernwaffenarsenale erfassen wird. 
Auch nach dem Abschluß eines solchen Abkommens in Genf bleibt unsere 
Sicherheit durch das verbleibende sowjetische Militärpotential weiterhin 
bedroht. Wir können unsere Augen nicht davor verschließen, daß weiterhin 
über 10 000 sowjetische Nuklearsprengköpfe auf strategischen Systemen aur 
uns gerichtet werden können, daß die Sowjetunion weiterhin über einen 
Bestand an chemischen Kampfstoffen in der Größenordnung von 300 0001 
verfügt und damit eine Überlegenheit von etwa 10:1 gegenüber der 
westlichen Allianz besitzt, daß die sowjetischen konventionellen Streitkräfte 
in einem Überlegenheitsverhältnis von etwa 3 : 1 den Streitkräften der AlHan 

in Europa gegenüberstehen, daß, gerade wir, die Deutschen, und zwar 
diesseits und jenseits der Mauer, in der Bundesrepublik und drüben in der 
DDR, im Bereich der Kurzstreckenraketen bedroht sind, daß wir uns in der 
Bundesrepublik einem erdrückenden Übergewicht bei nuklearen 
Kurzstreckenraketen mit einer Reichweite unterhalb von 500 km 
gegenübersehen. 
Deshalb habe ich die Sowjetunion aufgefordert, auf unsere Initiative des 
guten Willens mit einer ebenso deutlichen Geste des guten Willens zu 
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antworten. Die Sowjetunion sollte ohne jede Gegenforderung den Abbau der 
Bedrohung durch ihre fast 600 SCUD-Raketen einleiten. 

Mit einem solchen Schritt würde die Sowjetunion ganz im Sinne eines neuen 
Denkens, über das jetzt so viel gesprochen und diskutiert wird, auf eindeutige 
Weise unter Beweis stellen können, daß sie auch die legitimen 
Sicherheitsinteressen unseres Landes respektiert, wie wir ja auch die legitimen 
Sicherheitsinteressen der Sowjetunion respektieren. 

Wir erwarten, daß andere unsere Sicherheitsinteressen respektieren, so wie 
wir die Sicherheitsinteressen anderer respektieren. Das brauchen wir uns 
doch nicht fortdauernd immer wieder zu bestätigen. 

Ich sage noch einmal: Wir erwarten, daß die Sowjetunion die legitimen 
Sicherheitsinteressen auch unseres Landes respektiert und die 
Sonderbedrohung — das ist nun wirklich ein Sonderfall — deutschen 
Territoriums nicht verschärfen will, sondern zu einer Verminderung bereit ist. 

Ich füge hinzu: Für diese Forderung erwarten wir jetzt vor allem auch die 
Unterstützung der DDR, Polens und der CSSR, jener Länder, die ja in den 
letzten Wochen immer wieder auf die Gefährdung ihres Territoriums durch 
die Pershing I a hingewiesen haben. Sie müßten demnach ein ganz besonderes 
Verständnis dafür haben, daß wir die Bedrohung durch die sowjetischen 
SCUDs empfinden, durch jene SCUDs, die ja, wie Sie wissen, auf dem 
Territorium der eben genannten Länder stationiert sind. 

Die Bundesregierung erwartet, daß ein INF-Abkommen in absehbarer Zeit 
anläßlich eines dritten Gipfeltreffens zwischen Präsident Reagan und 
Generalsekretär Gorbatschow unterzeichnet werden kann. Wir hoffen und 
erwarten, daß die Großmächte das Abkommen möglichst rasch ratifizieren 
und in Kraft setzen. 

Wir wollen weiterhin mit aller Energie auf Fortschritte auch in den anderen 
Abrüstungsforen drängen. Nicht nur wir Deutschen, aber gerade auch wir, 
hätten erhebliche sicherheitspolitische Vorteile von einem endlich zustande 
gekommenen Abkommen über die 50prozentige Reduzierung der 
strategischen Offensivpotentiale, von einer Konvention über das Verbot 
chemischer Waffen, die überfällig ist, von mehr Stabilität im konventionellen 
Bereich in Europa und — ich sage es noch einmal — von einer drastischen 
Verminderung der nuklearen, vor allem uns bedrohenden 
Kurzstreckensysteme. 
Mit gleicher Entschiedenheit wie beim INF-Abkommen werden wir deshalb 
die Interessen unserer Bürger, unseres Landes und unseres Volkes gerade 
auch in diesem Bereich in Zukunft wahrnehmen. 
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Alfred Dregger: 

Wir wollen nicht weniger, 
sondern mehr Abrüstung 
Der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Alfred Dregger, erklärte in der gleichen Sitzung u. a.: 

Unser Thema — zumindest der Hintergrund unseres Themas — sind 
Abrüstung, Sicherheit vor Krieg, Sicherheit vor atomarer Erpressung und 
Frieden für unser Volk, das an der Teilungsgrenze von Ost und West mitten in 
Europa zu leben hat... 
Ich meine, bei dem Ernst des Themas muß die Analyse ehrlich und die 
Schlußfolgerung konstruktiv sein. 
Zur Analyse: 1. Doppel-Null ist nicht null, sondern drei Prozent. Nur drei 
Prozent des atomaren Vernichtungspotentials werden von der doppelten 
Null-Lösung erfaßt. 
Daß die übrigen 97 % ausreichen, um uns auszulöschen, dürfte auch den 
Antragstellern nicht verborgen geblieben sein, obwohl sie es nicht verlautbart 
haben. 
2. Die atomare Gefahr wird durch die sogenannte doppelte Null-Lösung also 
nicht gebannt, am allerwenigsten für uns Deutsche. Auch darauf fehlt in 
Ihren Anträgen jeder Hinweis. 
Ein Vergleich der sehr unterschiedlichen Auswirkungen für die Betroffenen 
ergibt folgendes: Für die Sowjetunion entfällt das Risiko, bei einem Angriff 
nach Westen auf ihrem eigenen Territorium oder in ihrem Aufmarschgebiet 
durch landgestützte Systeme der USA von Europa aus getroffen werden zu 
können. Daß diese Tatsache die Optionen der Sowjetunion wesentlich 
verbessert, insbesondere der nicht atomar bewaffneten Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber, liegt auf der Hand. 

Für die Vereinigten Staaten bedeutet die doppelte Null-Lösung die Befreiung 
von dem Risiko, durch einen Einsatz ihrer Mittelstreckenraketen von Europa 
aus einen sowjetischen Gegenschlag auf ihr Land zu provozieren. 
Auch für unsere Nachbarn bringt die doppelte Null-Lösung Vorteile, wenn 
man von einigen ihrer Grenzgebiete zu Deutschland hin absieht. Außerhalb 
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strategischer Reichweiten können unsere europäischen Nachbarn durch 
landgestützte Raketen der Weltmächte in Zukunft nicht mehr getroffen 
Werden. 

Öie atomare Bedrohung der Deutschen hält dagegen auch nach 
Verwirklichung der doppelten Null-Lösung im wesentlichen an. Deutschland 
wird durch die doppelte Null-Lösung einer atomaren Sonderbedrohung 
Unterworfen, die es bisher nicht gegeben hat. Denn außerhalb strategischer 
Reichweiten wird es nach der doppelten Null-Lösung im wesentlichen nur 
Joch ein Land in Europa geben, das durch landgestützte Raketen der 
Weltmächte, also beider Seiten, getroffen werden kann, nämlich das 
Deutschland beiderseits der Militärgrenze von Ost und West. 
Wegen der außerordentlichen Überlegenheit der Sowjetunion bei atomaren 
Waffen mit Reichweiten unter 500 Kilometern sind davon insbesondere wir, 
die Bundesrepublik Deutschland, betroffen. Allein die nahezu 600 
sowjetischen SCUD-Raketen, die von der doppelten Null-Lösung leider nicht 
erfaßt werden und denen auf westlicher Seite kein Gegengewicht 
gegenübersteht, reichen aus, den Wegfall der SS 20 im Hinblick auf die 
Bundesrepublik Deutschland voll auszugleichen. Und diese 600 SCUD 
Werden zur Zeit modernisiert, d. h. sie werden in Reichweite und 
^lelgenauigkeit verbessert. 

Jch finde es schlimm, meine Damen und Herren der rot-grünen Opposition, daß 
J«e sich in Ihren Anträgen zwar für den Abbau der 72 Pershing Ia, für dieses 
deutsch-amerikanische Gemeinschaftssystem, nicht aber für den Abbau der 
"ahezu 600 SCUD der Sowjetunion einsetzen. 
uenn bei den SCUD reden Sie nur vom Ende der Modernisierung, aber nicht 
vom Abbau, bei den 72 Pershing Ia reden Sie vom Ende der Modernisierung 
und vom Abbau. Diesen Unterschied machen Sie. Das ist schlimm und 
Verantwortungslos. Damit werden Sie Ihrer Verantwortung für unser 
ueutschland nicht gerecht. 

Wenn Sie sagen, daß diese SCUD nicht Gegenstand der gegenwärtigen 
Verhandlungen sind, dann ist das zwar richtig. Aber das gleiche gilt für die 72 
ershing Ia dieses deutsch-amerikanischen Gemeinschaftssystems. Das ist 

Jein deutscher Standpunkt, sondern das ist der Standpunkt der Allianz und 
^er Standpunkt des Verhandlungsführers, der Vereinigten Staaten von 
Amerika. 

hre Sorge, daß die doppelte Null-Lösung an den 72 Pershing Ia scheitern 
*°nnte, ist... völlig unbegründet. Als Generalsekretär Gorbatschow ... zu 
e,ner historischen Begegnung mit dem amerikanischen Präsidenten nach 

Reykjavik flog — Sie haben das ursprünglich völlig falsch eingeschätzt; Herr 
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Kollege Ehmke, Sie haben vom schwarzen Freitag gesprochen —, war er, wie 
von ihm nicht anders zu erwarten, sehr gut vorbereitet. Er wußte genau, 
warum er atomare Abrüstung nicht bei den Kurzstreckenraketen und nicht bei 
den Langstreckenraketen, sondern bei den Mittelstreckenraketen 
vorgeschlagen hat. Sie sind ja das landgestützte Gelenkstück zwischen den 
amerikanischen Gefechtsfeldwaffen in Europa und ihren strategischen 
Systemen in den USA und auf den Weltmeeren. 
Die Sowjetunion schätzt den strategischen Vorteil, den sie mit der Beseitigung 
dieses Gelenkstücks gewinnt, so hoch ein, daß sie ihn nicht einmal wegen SDi 
gefährden wollte. Was für den hochbedeutsamen SDI-Verzicht gilt, gilt erst 
recht für die im Vergleich dazu wenig bedeutsamen Pershing Ia. Um die 
Größenordnung deutlich zu machen: Der Anteil der 72 deutsch- 
amerikanischen Pershing Ia am nuklearen Potential ist so gering, daß er sich 
in Zahlen kaum ausdrücken läßt. Josef Joffe hat in seinem auch im übrigen 
lesenswerten Aufsatz in der „Süddeutschen Zeitung" vom 26. August 1987 
einen Anteil von 0,0014 % errechnet. 
Die politische Bedeutung der 72 Pershing Ia ist allerdings größer als ihre 
militärische. Sie sind ein Gemeinschaftsunternehmen der USA und der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Sie machen wie kein anderes Waffensystem deutlich, daß sich die USA mit 
uns gemeinsam für unsere Sicherheit verantwortlich fühlen. Das ist aber 
gerade das, was die Sowjetunion stört. Sie läßt keine Gelegenheit aus, den 
Versuch zu machen, unser Bündnis mit den USA zu schwächen. 
Sie, meine Damen und Herren von der SPD und den GRÜNEN, haben der 
Sowjetunion dabei wieder einmal bereitwilligst Hilfestellung geleistet. Ich 
zitiere aus dem Antrag der GRÜNEN: „Bestehende Kooperationsabkommen 
mit den Vereinigten Staaten sind aufzulösen." So ist es. Sie wollen die 
Trennung und nicht den Zusammenhalt der Allianz. 
Die Amerikaner haben uns nicht nur intern, sondern in der Hoffnung, daß 
das vielleicht wenigstens bei der SPD zur Kenntnis genommen würde, auch 
öffentlich wissen lassen — ich erinnere an die Erklärung des amerikanischen 
Botschafters —, daß sie das Hochspielen des Themas der 72 Pershing Ia 
gerade jetzt, in der Schlußphase der Genfer Verhandlungen, als Schwächung 
ihrer Verhandlungsposition empfinden. Das hat mir gegenüber nicht nur der 
amerikanische Sicherheitsberater Carlucci versichert, sondern der 
amerikanische Botschafter Burt hier in Bonn öffentlich erklärt... 
Der wichtigste Punkt in der Erklärung des Bundeskanzlers ist der dritte. Es '& 
seine Forderung, die atomare Abrüstung nicht an der berüchtigten, möchte 
ich sagen, „Brandmauer" enden zu lassen, sondern sie gerade dort 
fortzusetzen. Ich unterstreiche diese Forderung des Bundeskanzlers mit 
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Nachdruck. Wir Deutsche wollen in der atomaren Bedrohung nicht 
singularisiert werden. Deswegen können wir es nicht zulassen, daß 
ausgerechnet die Raketen von der atomaren Abrüstung ausgenommen 
Werden, die nahezu ausschließlich Deutschland bedrohen. 
Das sagen wir nicht nur an die Adresse der Sowjetunion, das sagen wir auch 
an die Adresse unserer Verbündeten. 

Daß einige die Vorstellung hatten und vielleicht noch haben, man könne das, 
Was durch Abrüstung im Reichweitenband zwischen 500 und 5 500 km 
Wegfällt, durch Aufrüstung bei Reichweiten unter 500 km ausgleichen, 
e*npfinden wir als Zumutung. 
Wenn das nämlich geschähe, dann würde der auf Grund der Grenzlage 
Unvermeidbaren konventionellen Sonderbedrohung eine durchaus 
Yermeidbare nukleare Sonderbedrohung hinzugefügt. Ich sage mit großem 
Ernst — ich darf das so sagen —: Die dichtbesiedelte Bundesrepublik 
Deutschland kann atomar vernichtet, aber nicht atomar verteidigt werden. 
Atomare Waffen sind nur als Abschreckungswaffen verantwortbar. Das gilt 
insbesondere dann, wenn ihr Einsatz auch noch auf dem Gebiet des 
angegriffenen, also des Verteidigers selbst, stattfindet oder gar stattfinden 
soll. 

Deshalb sage ich: Zur Abschreckung bestimmte Raketen, die das Gebiet des 
Potentiellen Angreifers erreichen, können und dürfen, wenn sie wegfallen, 
nicht durch Raketen ersetzt werden, die auf Grund ihrer geringen Reichweite 
jUir das Gebiet des Verteidigers, also nur unser Gebiet, treffen können, 
^remdabschreckung kann und darf nicht durch Selbstabschreckung ersetzt 
Werden. 
Wir, die CDU/CSU, haben das unseren Verbündeten gesagt, als erste und 
Sehr nachdrücklich... Dies war unser Thema in Washington, in London und 
*n Paris. Ich habe es mehrfach hier im Bundestag vorgetragen, ich wiederhole 
®s heute: Wir wollen nicht weniger, sondern mehr Abrüstung. Die atomare 
^brüstung muß, vor allem bei den kürzeren Reichweiten, weitergehen. Auch 
jne konventionelle und die chemische Abrüstung müssen einbezogen werden. 
Solange die Sowjetunion uns an Panzerarmeen und chemischen Waffen 
^aushoch überlegen ist, so lange fordern wir für die atomaren 
Kurzstreckenraketen zwar eine Null-Lösung, aber wir fordern schon jetzt eine 
drastische Verminderung der atomaren Waffen mit Reichweiten unter 500 km 
jjuf einen Mindestbestand, der notwendig ist, um Angriffsmassierungen 
konventioneller Kräfte zu verhindern. Alles, was darüber hinausgeht, muß 
verschwinden, selbstverständlich auf beiden Seiten. 
ch habe eine Arbeitsgruppe der Fraktion eingesetzt, die den Fragenkreis der 

atomaren Abrüstung für Reichweiten unter 500 km in Zusammenarbeit 
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zunächst mit dem Verteidigungsminister und dann auch mit dem 
Außenminister untersuchen wird. 

Wer Sicherheit will, kann seine Abrüstungspolitik nicht auf einzelne 
Waffenkategorien beschränken. Der Tod durch Kurzstreckensysteme ist nicht 
weniger schrecklich als der Tod durch Mittelstreckensysteme. Das macht keinen 
Unterschied. 
Wer Sicherheit will, kann sich letztlich auch nicht an mathematischen 
Formeln wie Null oder Doppel-Null orientieren, die über Sicherheit nichts 
aussagen. Wer Sicherheit will, muß den Maßstab des Gleichgewichts 
zugrunde legen, und zwar des Gesamtgleichgewichts in allen 
Waffenkategorien. 
Vielleicht macht es nicht die Opposition, aber dafür einige unserer Zuhörer 
nachdenklich, wenn ich mitteile, was der frühere britische Staatsminister für 
auswärtige Angelegenheiten, Lord Chalfont, übrigens Mitglied der 
Labour-Party, am 23. Juli 1987 in der „International Herald Tribune" 
geschrieben hat. Ich zitiere Lord Chalfont: 

„Abrüstungsvereinbarungen müssen das ganze militärische Spektrum 
umfassen; sie dürfen nicht einzelne Waffenkategorien abschaffen. Sie müssen 
ausgewogen sein... Sie müssen die Sicherheit erhöhen, statt sie aufs Spiel zu 
setzen." 

Der Maßstab des Gleichgewichts — natürlich des Gesamtgleichgewichts — 
ist für alle akzeptabel, die nicht durch unausgewogene Abrüstung Übermacht 
gewinnen oder schon vorhandene Übermacht noch vergrößern wollen. Wir, 
an der Militärgrenze von Ost und West, sind jedenfalls auf Gleichgewicht 
angewiesen; denn wegen unserer gefährlichen Lage an der Grenze werden w"i 
durch jede Unausgewogenheit — ob in der Rüstung oder in der Abrüstung, 
das macht gar keinen Unterschied — mehr gefährdet als andere. Wir, die 
CDU/CSU, haben zusammen mit der FDP durch unsere Konsequenz in der 
Nachrüstungsfrage Abrüstung möglich gemacht... Mit der gleichen 
Konsequenz wollen wir dafür eintreten, daß Abrüstung zu mehr Sicherheit 
führt, zu mehr Sicherheit für alle, auch für uns. 

CDU-Dokumentation — Verantwortlich: Axel König, Konrad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn- 
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